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Für die amtliche Sammlung! nein

Gesetz; BGB §§ 198, 225, 242 Unzulässige Rechtsausübung., 675

Leitsatz ;

Die gegenüber einem Berufsverband abgegebene Erklärung 
des Arbeitgebers, sich wegen des Schwebens von Muster­
prozessen nicht auf die Einrede der Verjährung berufen 
zu wollen, gilt auch zugunsten solcher Mitglieder des

Abgabe der Erklärung wegen Aufgabe einer abhängigen 
Berufstätigkeit satzungsgemäß und automatisch aus dem 
Verband bereits ausgeschieden waren, aber ihm noch als 
Mitglieder angehörten, als die streitigen Ansprüche ent 
standen, sofern die Beauftragung des Verbandes mit der 
Interessenwahrnehmung über die Beendigung der Mitglied­
schaft hinaus jedenfalls bis zur Abgabe der Erklärung 
des.Arbeitgebers fortbestand„

Verbandes und deren Ansprüche, die zwar zur Zeit der

Aktenzeichen; 5 AZR 126/64
Urteil des BAG vom 11c Dezember 1964 LAG Berlin
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t t f i s S f  Berlin III) XillUfll (ICS VolfeCS !
Urteilsformel 

zugestellt am 11» Dezember 1964
gezo V/einrich,
RegierungshauptSekretär 
als Urkundsbearnter 
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß 
§ 128 AbSo 2 ZPO in der Sitzung vom 9° Dezember 1964 
durch den Senatspräsidenten Professor Dr= Dr„ Boldt, 
die Bundesrichter Professor Dr» Stumpf und Dr» Auffarth 
sowie den Bundesarbeitsrichter Dr» Eck und die Bundes­
arbeit srichterin Schäfer für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesai’beitsgerichts Berlin vom 20» Februar 
1964- - 4 Sa 18/63 - aufgehoben«
2« Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Berlin vom 19= Februar 1963 
- 53 Ga 153/62 - wie folgt abgeändert:
Das beklagte Land wird verurteilt, an den Kläger 
5 =259?75 DH nebst 4 % Zinsen seit dem 1« Juli 
1962 zu zahlen»
5» Das beklagte Land trägt die Kosten des Rechts­
streits o

V o n  R e c h t s w e g e n  ! p
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Tatbestand: __

Der Kläger war bei dem beklagten Land ab 
1= Januar 1955 zunächst als Medizinalassistent 
und ab 1» April 1956 als Assistenzarzt in städtischen 
Krankenhäusern tätig» Er schied mit dem 31° Oktober 
I960 aus den Diensten des Landes aus, um eine freie 
Arztpraxis zu übernehmen» Während seiner Tätigkeit 
beim beklagten Land leistete der Kläger sog» ärzt­
lichen Bereitschaftsdienst, für den er zunächst keine 
besondere Bezahlung erhielt»

Im Jahre 195A wurde der Kläger Mitglied des "Bundes 
der Berliner Assistenzärzte e»Y»", der später in den 
"Marburger Bund - Landesverband Berlin umgewandelt 
wurde» Gemäß § 3 der VereinsSatzung schied der Kläger 
mit dem 51° Oktober I960 infolge der Aufnahme einer 
hauptberuflichen Tätigkeit in eigener Praxis aus dem 
Marburger Bund aus»

Zur Klärung der Frage, ob der ärztliche Bereit­
schaftsdienst besonders zu vergüten sei, wurden auf 
Grund einer Ende 1957 zwischen dem beklagten Land einer­
seits und dem Bund der Berliner Assistenzärzte e»V» 
sowie der Gewerkschaft ÖTV andererseits getroffenen 
Vereinbarung zwei Musterprozesse anhängig gemacht»
Das Land gab während der Dauer dieser Musterprozesse 
- erstmals Ende des Jahres 1957 - gegenüber den an der 
Vereinbarung beteiligten Verbänden jeweils am Jahres­
ende Erklärungen ab, mit denen es auf die Erhebung 
der Verjährungseinrede verzichtete» Die an den Berufs­
verband des Klägers gerichtete Erklärung vom 22» Dezember 
I960 lautete wie folgt:

"Hiermit wird bestätigt, daß gegenüber den 
Forderungen der* Oberärzte und Assistenzärzte wegen 
Abgeltung von Mehrarbeit für das Jahr 1958 auf 
die Einrede der Verjährung verzichtet wird, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob es sich um die 
allgemeine Verjährung handelt oder die besondere 
Verjährung nach § 211 BGB"„
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In der Erklärung vom 19» Dezember 1961 heißt es u.a.:
"coooo Ich bin bereit, auch wegen der gegebenen- 
falle bestehenden Ansprüche aus dem Jahre 1959 
auf den Einwand der Verjährung zu verzichten»"

Am I» Februar 1962 verpflichtete sich das beklagte Land, 
ohne daß die Musterprozesse rechtskräftig abgeschlossen 
waren, in einem mit dem Marburger Bund und der Gewerk­
schaft ÖTV geschlossenen Abkommen, den ab 1» Januar 
1955 geleisteten ärztlichen Bereitschaftsdienst nach 
näherer Maßgabe des Abkommens abzugelten0 § 1 dieses 
Abkommens lautet:

"Das Abkommen regelt die Bezahlung des Bereit­
schaf tsdienstes der Ober- und Assistenzärzte 
in den Krankenanstalten des Landes Berlin bis 
zum Inkrafttreten des Bundesangestelltentarif­
vertrages (BAT - 1» April 1961), soweit die 
Ansprüche auf Vergütung nicht verjährt sind 
oder soweit auf die Einrede der Verjährung 
verzichtet worden ist»"
Auf Grund des Abkommens vom 1  Februar 1962 ver­

gütete das Land dem Kläger den Bereitschaftsdienst, den 
dieser vor dem 1, Januar 1958 und nach dem 51» Dezember
1959 geleistet hatte» Für die Jahre 1958 und 1959 ver­
weigerte des beklagte Land die Bezahlung des Bereit­
schaf tsdienstes mit der Begründung, der von ihm all­
jährlich ausgesprochene Verzicht auf die Erhebung der 
Verjährungseinrede habe nur für die Ärzte Wirkung, die 
im Seitpunkt der Abgabe seiner Erklärung noch Mitglied 
des Berufsverbandes waren; da der Kläger am 22» Dezember
1960 und am 19» Dezember 1961 nicht mehr Mitglied des 
Marburger Bundes gewesen wäre, könne das Land sich
für die Jahre 1958 und 1959 auf die Verjährung berufen» 
Die Ansprüche des Klägers für diese beiden Jahre sind 
nach Grund und Höhe an sich nicht streitig»
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Hit der am 27° Dezember 1962 bei Gericht 
eingereichten und dem beklagten Land am 8. Januar 
1965 zugestellten Klage fordert der Kläger die 
Zahlung von 5°259>75 DH nebst 4 % Zinsen seit dem 
Io Juli 1962» Er vertritt die Auffassung, die Ver­
zichtserklärungen des Landes für die Jahre 1958 
und 1959 bezögen sich auch auf ihn0 Maßgebend sei, 
daß er zum Zeitpunkt der Entstehung der Ansprüche 
für geleisteten Bereitschaftsdienst in den Jahren 
1958 und 1959 noch Mitglied des Marburger Bundes ge­
wesen sei, den er auch ausdrücklich mit der Vertretung 
seiner Interessen beauftragt habe»

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben 
die Klage abgewiesen, da sie die Ansprüche des Klägers 
als verjährt ansehen» Mit der zugelassenen Revision 
verfolgt der Kläger den Klaganspruch weiter, während 
das beklagte Land um Zurückweisung der Revision bittet»

Entscheidungsgründe:

1) Dem angefochtenen Urteil ist darin beizupflichten, 
daß die Ansprüche des Klägers auf Vergütung des in den 
Jahren 1958 und 1959 geleisteten Bereitschaftsdienstes 
an sich mit Ablauf der Jahre I960 bzw» 1961 verjährt 
waren (§§ 196 Abs» 1 Nr„ 8, 201 BGB), so daß die am 
27» Dezember 1962 beim Arbeitsgericht eingegangene 
Klage die Verjährung nicht mehr unterbrechen konnte»
Es ist auch richtig, daß das Abkommen vom 1, Februar 
1962 weder eine neue Anspruchsgrundlage für die Ver­
gütung des Bereitschaftsdienstes geschaffen hat noch 
eine irgendwie geartete weitere Vereinbarung über die 
Nichtgeltendmachung der Verjährung enthält» Das Ab­
kommen bringt nur einen Berechnungsmodus für den Aus­
gleich bereits früher entstandener Ansprüche, wenn 
und soweit vom beklagten Land auf die Einrede der Ver-
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jährung im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bereits 
verzichtet oder die Verjährungsfrist noch nicht ab­
gelaufen war (vglo das zur Veröffentlichung vorgesehene 
Urteil des Senats vom 28„ Hai 1964- - 5 AZR 4-99/65 -)»

2) Der Geltendmachung der Verjährung steht aber 
der Einwand der unzulässigen Rechtsausübung entgegen„ 
Nach § 225 BGB kann zwar der Eintritt der Verjährung 
durch Rechtsgeschäft weder ausgeschlossen noch er­
schwert werden» Die Geltendmachung der Verjährung 
verstößt aber gegen § 24-2 BGB, wenn der Schuldner den 
Gläubiger durch sein Verhalten von der rechtzeitigen 
Erhebung der Klage abgehalten hat (BAG 5, 94- l96] =
AP Nr» 2 zu § 198 BGB; BAG 9, 7 L'15'J = AP Nr, 1 zu 
§ 209 BGB; BAG AP Nr» 2 zu § 209 BGB; BAG AP Nr» 4-2 
zu § 5 TOoA; BAG Urteil vom 28, Hai 1964- aaO; Hueck- 
Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7= Aufl, , 1, Bd, 
§ 4-0 Amu, VIII 1, S. 290), Das ist hier der Fall»

Der Kläger gehörte dem Bund Berliner Assistenz­
ärzte, Marburger Bund, Landesverband Berlin, als Hit­
glied an, als die hier streitigen Ansprüche in den 
Jahren 1958 und 1959 entstanden. Damals wurden kraft 
Vereinbarung zwischen den Verbänden und dem beklagten 
Land zwei Husterprozesse geführt; in diesem Zusammen­
hang verzichtete das beklagte Land jeweils vor Ab­
lauf der Verjährungsfrist auf die Geltendmachung der 
Einrede der Verjährung, um sich nicht einer Vielzahl 
von Prozessen über jeden Einzelfall auszusetzen» Ent­
sprechende Erklärungen gab das Land am 28, Oktober 
195S für das Jahr 1956 und am 14-, Dezember 1959 für 
das Jahr 1957 ab» Insoweit beruft sich das beklagte 
Land auch gegenüber dem Kläger nicht auf die Einrede 
der Verjährung» Es kann dies aber auch nicht hin­
sichtlich der vom Kläger begehrten Vergütung für in 
den Jahren 1958 und 1959 geleisteten Bereitschafts­
dienst tun. Zwar gab das Land die entsprechenden Er-
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klärungen erst am 22 = Dezember I960 und am 19»
Dezember 1961 ab, zu einem Zeitpunkt also, als der 
Kläger satzungsgemäß aus dem Marburger Bund bereits 
ausgeschieden war (31» Oktober I960)» Gleichv;ohl er­
gibt eine sinngemäße Auslegung dieser ganz allgemein 
gefaßten Verzichtserklärungen nach Treu und Glauben 
und mit Rücksicht auf die Verkehrssitte (§§ 133? 157 BGB), 
daß sie sich auch auf die streitigen und vom Marburger 
Bund in Vertretung des Klägers bereits geltend gemachten 
Ansprüche für 1958 und 1959 erstreckten» Denn diese 
Erklärung hat das beklagte Land gegenüber dem Marburger 
Bund nicht als Tarifvertragspartei, sondern als Rechts­
schutz gewährendem Verband in Vertretung seiner Auf­
traggeber abgegeben»

Reben dem Mitgliedschaftsverhältnis bestand zwischen 
dem Kläger und dem Marburger Bund ein davon unabhängiges 
Auftragsverhältnis, das eine Geschäftsbesorgung im Sinne 
des § 675 BGB für den Kläger zum Inhalt hatte, nämlich 
die Vertretung seiner Ansprüche auf Vergütung des Be­
reitschaftsdienstes gegenüber'dem beklagten Land» Die 
Gewährung von Rechtsschutz gehörte auch zu den satzungs­
mäßigen Aufgaben des Verbandes (§ 2 Buchst» a der Satzung) 
Dieses Auftragsverhältnis bestand jedenfalls im vor­
liegenden Pall trotz Beendigung der Mitgliedschaft fort» 
Die Mitgliedschaft des Klägers endete mit Aufnahme 
einer selbständigen Arzttätigkeit automatlsch, also 
nicht etwa auf Grund einer von ihm ausgesprochenen 
Kündigung oder eines Ausschlusses seitens des Verbandes» 
Bei einer derartigen Sachlage wäre eine eindeutige Willens 
erklärung erforderlich gewesen, um das Auftragsverhältnis 
zu beenden» Eine Kündigung seitens des Verbandes hätte 
im übrigen nicht zur Unzeit erfolgen dürfen (§§ 675? 671 
Abs» 2 BGB)» Derartige -Willenserklärungen sind weder vom 
Kläger noch vom Verband abgegeben worden, so daß das Auf­
tragsverhältnis trotz Beendigung der Mitgliedschaft des 
Klägers jedenfalls insoweit als fortbestehend anzusehen 
ist, als es sich - wie hier - um Ansprüche handelt, die
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bereits entstanden waren und deren Vertretung der Verband 
schon zu einer Zeit übernommen hatte, als die Mitglied­
schaft des Klägers als Auftraggeber noch bestand (vgl„
OLG Bremen, Beschluß vom 8. Oktober 1955? AP Nr. 1 zu 
§ 675 BGB)o

3) Der Kläger hat erstmals im August 1962 erfahren, 
das beklagte Land werde sich hinsichtlich seiner An­
sprüche für die Jahre 1958 und 1959 auf die Einrede der 
Verjährung berufen. In der Vergütungsabrechnung vom
8. November 1962 sind dann auch keine Beträge für die 
hier streitigen Jahre eingesetzt worden. Von da ab 
mußte der Kläger binnen angemessener kurzer Frist Klage 
erheben, weil weder eine Hemmung der Verjährung einge­
treten war, noch diese nunmehr von neuem zu laufen be­
gann (BAG AP Nr. 42 zu § 3 TO.A; Hueck-Nipperdey, aaO). 
Das hat der Kläger aber auch mit seiner Klagerhebung vom 
27o Dezember 1962 getan.

4) Da somit die Einrede der Verjährung nicht durch­
greift und im übrigen der Anspruch des Klägers dem Grunde 
und der Höhe nach nicht bestritten ist, muß die Revision 
Erfolg haben und' der Klage stattgegeben werden.

gez. Dr. Boldt Dr. Stumpf Dr. Auffarth 
Dr. Eck E. Schäfer
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